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Zu Nn 1 

Die Beamten des Paßkontrolldienstes müssen ausländische Pässe und 
Visa prüfen. Für zusätzliche Auskünfte und Vernehmungen, die 
sich im Rahmen der Paßnachschau oft als erforderlich erweisen, 
kann von einem Ausländer weder erwartet noch verlangt werden, 
daß er sich in deutscher Sprache äußert. Die Beherrschung von 
Fremdsprachen, besonders der beiden in Betracht kommenden Welt- 
sprachen (französisch und englisch) und der Sprachen der Nachbar- 
länder ist daher für die Beamten des Paßkontrolldienstes dienstlich 
notwendig. 

Die Paßkontrolle wird durch Beamte des mittleren Dienstes durch- 
geführt. Dies entspricht - abgesehen von der erforderlichen Kennt- 
nis von Fremdsprachen - den Anforderungen und der Bedeutung 
des Dienstes. Nach den Laufbahn richtlinien kann von Beamten des 
mittleren Dienstes aber keine Ausbildung gefordert werden, die 
Sprachkenntnisse einschließt. 

Die Beherrschung von Fremdsprachen ist also eine zusätzliche 
Leistung, für die die Gewährung einer Zulage in Betracht kommen 
könnte. 

Ob für derartige zusätzliche Leistungen eine Zulage gewährt werden 
kann, wird aber der zur Zeit laufenden Besoldungsneuordnung 
Vorbehalten werden müssen. Denn es handelt sich um eine Grund- 
satzfrage des Besoldungsrechts. Sie ist für den Paßkontrolldienst 
auch für andere Dienstzweige, besonders den auswärtigen Dienst 
und den Zolldienst, ferner für den Bahn- und Postdienst zu ent- 
scheiden. 

Einstweilen werden die Aneignung oder Verbesserung fremdsprach- 
licher Kenntnisse, soweit ein dienstliches Bedürfnis dafür besteht, 
durch Beihilfen auf Grund der Richtlinien des Bundesministers der 
Finanzen vom 18. Juli 1953, die beigefügt sind, gefördert. 
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Zu Nr. 2 


Wegen der Zahlung von Sprachenzulagen im Paßkontrolldienst 
sciiweben 2 Verwaliungsstreitverfahren gegen die Bundesrepublik 
vor dem Landes Verwaltungsgericht in Köln. DiC Kläger begehren 
Zahlung für Sprachenzulagen über den 1. Oktober 1951, den Tag 
hinaus, an dem die Zahlung der Sprachenzulagen eingestellt worden 
ist. 

Der Deutsche Paßkontrolldienst für die britische Zone wurde durch 
die VO Nr. 115 der Britischen Militärregierung als ein Teil der 
damaligen Finanzverwaltimg für die brit. Zone errichtet. In der 
Anlage dieser VO waren die fachlichen Aufgaben des Deutschen 
Paßkontrolldienstes festgelegt. Um nach Auflösung der Finanz- 
verwaltung für die brit. Zone das Weiterbestehen des Paßkontroll- 
dienstes sicherzustcllen, erließ die Brit. Mil. Reg. die VO Nr. 156. 
Darin wurde der Deutsche Paßkontrolldienst zu einer unabhängigen 
Einrichtung für die brit. Zone erklärt, der den in der Anlage 
dieser VO festgelegten Bestimmungen und Bedingungen unterlag. 
Sowohl in Ziffer 6 der Anlage der VO Nr. 115 als audi in 
Ziffer 7 der Anlage der VO Nr, 156 war die Möglichkeit der Ge- 
währung einer Sprachenzulage vorgesehen. Es hieß ausdrücklich, 
daß Fremdsprachenvergütungen gezahlt werden können. Mit Zu- 
stimmung der Brit. Militärregierung erließ der Leiter des Paß- 
kontrolldienstes am 1 . März 1 949 die Bestimmungen über die 
Spradienzulage. Dabei wurde ausdrücklich festgelegt, daß auf die 
Sprachenzulage kein Rechtsanspruch bestehe. 

Als der Bund am 1. Oktober 1951 die Aufgaben des Paßkontroll- 
dienstes der brit. Zone übernahm, wurde die Zahlung der Sprachen- 
zulagen eingestellt. Da cs sich um eine Kann- Vorschrift handelte, 
war der Bund dazu auch berechtigt. Die Brit. Militärregierung 
hat allerdings der Bundesregierung mitgcteilr, sie habe mit der 
Kann- Vorschrift nur die amtlichen Dolmetscher, die eigens für 
sprachliche Zwecke eingestellt waren, von dem Bezug der Spradien- 
zulagc ausschließen wollen. Daß ein Rechtsanspruch auf die 
Sprachenzulage zustehen sollte, kann aber aus dem klaren Wortlaut 
der Bestimmungen nicht gefolgert werden. 

Auf Grund der oben dargclegten Auffassung, daß zunächst nur 
Beihilfen gewährt werden sollen, die im einzelnen nach gewiesene 
Ausgaben für die Aneignung oder Verbesserung fremdsprachlicher 
Kenntnisse decken, hat auf Antrag des Herrn Bundesministers der 
Finanzen der Haushaltsausschuß des Bundestages die Mittel für 
Sprachenzulagen vom 1. Oktober 1951 an gesperrt. 

Bei dieser Rechtslage kann die Bundesregierung den Anspruch der 
klagenden Beamten auf Gewährung der Sprachenzulage nicht an- 
erkennen. Sie ist auch nicht in der Lage, den Beamten die Sprachen- 
zulage für die Zeit nach dem 1. Oktober 1951 zu zahlen. 


Dr. Schröder 
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Abschrift 


Richtlinien des Bundesministers der Finanzen für die 
Gewährung von Beihilfen zur Erlernung von Fremd- 
sprachen und zur Fortbildung in fremden Sprachen 
vom 18. Juli 1953 - I B - BA 3230 - 3/53 - 


1. Zur Erlernung von Fremdsprachen und zur Fortbildung in 
fremden Sprachen können Beihilfen zu den dadurch verursachten 
Aufwendungen gewährt werden, sofern die oberste Dienstbehörde 
ein dienstliches Interesse anerkennt. 

2. Die Beihilfen sind schriftlich zu beantragen. Sie werden von der 
obersten Dienstbehörde gewährt. Die Gewährung hat sich auf 
die ausschließlich im dienstlichen Interesse liegenden Fälle zu be- 
schranken; dabei muß ein strenger Maßstab angelegt werden. 
Dolmetscher können für die Sprache, in der sie tätig sind, keine 
Beihilfe erhalten. 

3. Die Beihilfe darf in der Regel längstens für die Dauer eines 
Jahres gewährt werden und 70 der nachgewiesenen Aufwen- 
dungen, jedoch höchstens 300 DM für eine Sprache nicht über- 
steigen. 

4. Als beihilfefähig werden anerkannt: Kosten für Lehr- und Lern- 
mittel sowie Untcrriiitskosten. Aufwendungen für Auslands- 
aufenthalt und sonstige Reisekosten sowie Nebenkosten des 
Unterrichts bleiben außer Betracht. Auf die Gewährung der 
Beihilfe besteht kein Rechtsanspruch, 

5. Für die Gewährung von Beihilfen zur Erhaltung fremdsprach- 
licher Kenntnisse an Beamte und Angestellte im Geschäftsbereich 
des Auswärtigen Amts gelten besondere Bestimmungen. 
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